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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Seelotswesen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 120. Sitzung am 19. März 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Entwurf 
die sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungen vorzuschlagen, 
im übrigen gegen den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blüdier 


Drudt; Bonner Universitäts-Buchdrudcerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Seelotswesen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

L ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 

§1 

(1) Seelotse im Sinne dieses Gesetzes ist, 
wer nach behördlicher Zulassung auf See oder 
auf Seeschiffahrtstraßen außerhalb der Häfen 
gewerbsmäßig Schiffe als orts- und schiff- 
fahrtskundiger Berater geleitet. Der Seelotse 
gehört nicht zur Schiffsbesatzung. Er führt 
die Lotsung in eigener Verantwortung durch. 
Im übrigen unterliegt er der Aufsidfit nach 
Maßgabe dieses Gesetzes. 

(2) Seeschiffahrtstraße im Sinne von Ab- 
satz 1 Satz 1 ist auch der Nord-Ostsee- 
Kanal. 

§2 

Reviere im Sinne dieses Gesetzes sind 
Fahrtstrecken, für die zur Sicherheit der 
Schiffahrt die Bereitstellung einheitlicher 
ständiger Lotsendienste angeordnet ist. 

§3 

(1) Die Aufsicht über das Seelotswesen so- 
wie die Einrichtung und Unterhaltung des 
Seelotswesens in den Revieren sind Aufga- 
ben des Bundes. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr be- 
stimmt nachgeordnete Behörden der Was- 
ser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes 
als Aufsichtsbehörden. 

§4 

Die Selbstverwaltung des Seelotswesens in 
den Revieren obliegt den Lotsenbrüderschaf- 
ten und der Bundeslotsenkammer. 


II. ABSCHNITT 
Lotswesen der Reviere 

1. Allgemeine Revierordnung 
§3 

(1) Der Bundesminister für Verkehr be- 
stimmt im Rahmen dieses Gesetzes und unter 
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse 
durch 

1. Lotsordnungen 

a) die Reviere und ihre Grenzen; 

b) die Verwaltung und Ordnung der Re- 
viere; 

c) die Voraussetzungen, unter denen Schiffe 
beim Befahren des Reviers zur An- 
nahme eines Lotsen verpflichtet sind; 

2. Lotsgebührenordnungen 

a) die Voraussetzungen der Gebühren- 
pflicht; 

b) die Höhe der Gebühren für die Lots- 
einrichtungen des Bundes (Lotsgebüh- 
ren) und der Entgelte für die Leistun- 
gen der Seelotsen (Lotsgelder). 

(2) Die Lotsordnungen und Lotsgebühren- 
ordnungen sind Rechtsverordnungen. Die 
Lotsgebührenordnungen werden im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft erlassen. Sie bedürfen, soweit sie die 
Gebühren für die Lotseinrichtungen des 
Bundes betreffen, der Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen. Der Bun- 
desminister für Verkehr kann die Ermäch- 
tigung nach Absatz 1 Nr. 1 Buchst, b 
durch Rechtsverordnung auf die Aufsichts- 
behörde übertragen. 


2 



(3) Vor einer Vereinigung oder Auf- 
hebung bestehender Reviere ist die Bun- 
deslotsenkammer zu hören. 

§6 

Bei der Festsetzung der Lotsgebühren ist 
auf das öffentliche Interesse an der Förde- 
rung des Verkehrs und die Deckung der 
öffentlichen Ausgaben für Lotszwecke Be- 
dacht zu nehmen. Bei der Festsetzung der 
Lotsgelder ist darauf zu achten, daß die See- 
lotsen bei normaler Inanspruchnahme ein der 
Vorbildung und Verantwortung ihres Be- 
rufes entsprechendes Einkommen haben. 

§7 

Die Lotsgebühren und Lotsgelder werden 
nach näherer Bestimmung der Lotsgebühren- 
ordnung von Behörden der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung des Bundes oder von 
der Lotsenbrüderschaft eingezogen. Sie wer- 
den nach den Vorschriften des Verwaltungs- 
vollstreckungsgesetzes beigetrieben. 

2. Bestallung der See lotsen 

§ 8 

Wer das Gewerbe eines Seelotsen in einem 
Revier ausüben will, bedarf einer Bestallung. 

§9 

Bewerbungen um die Bestallung als Revier- 
lotse sind an die für das Revier zuständige 
Aufsichtsbehörde zu richten. Die Aufsichts- 
behörde führt für jedes Revier eine Liste der 
Bewerber. 

§ 10 

Die Aufsichtsbehörde beste'llt für jedes Re- 
vier die erforderliche Anzahl von Seelotsen. 
Die Seelotsen sind aus der Bewerberliste im 
Benehmen mit der Lotsenbrüderschaft auszu- 
wählen. 

§ 11 

(1) Als Seelotse darf nur bestellt werden, 
wer 

1. das Befähigungszeugnis als Kapitän auf 
großer Fahrt besitzt und nach dessen Er- 
werb mindestens sechs Jahre Bordstel- 
lungen als Schiffsoffizier oder Kapitän 
innegehabt hat; 

2. durch ein vertrauensärztliches Zeugnis 
der See-Berufsgenossenschaft nachweist, 
daß er geistig und körperlich für den 


Seelotsenberuf geeignet ist, insbesondere 
das volle Hör-, Seh- und Farbenunter- 
scheidungsvermögen hat; 

3. nach seiner Lebensführung die Gewähr 
dafür bietet, daß er die für den Seelotsen- 
beruf erforderliche Zuverlässigkeit be- 
sitzt; 

4. sich der für das Revier vorgeschriebenen 
Ausbildung und Prüfung unterzogen hat. 

(2) Für Reviere, auf denen Schiffe mit 
einem Bruttoraumgehalt von mehr als 600 
cbm im allgemeinen nicht verkehren, kön- 
nen die Lotsordnungen von der Vorschrift 
des Absatzes 1 Nr. 1 Erleichterungen zulas- 
sen. 

§ 12 

Die Lotsordnung kann vorsehen, daß der 
Seelotse nach seiner ersten Bestallung für 
einen Zeitraum von höchstens zwei Jahren 
nur Schiffe bestimmter Art und Größe lotsen 
darf. 

§ 13 

(1) Der Bewerber erhält über die Bestal- 
lung als Seelotse eine von der Aufsichtsbe- 
hörde ausgefertigte Urkunde. Die Urkunde 
enthält 

1. einen Hinweis auf dieses Gesetz; 

2. den Namen, das Geburtsdatum und den 
Geburtsort des Seelotsen; 

3. die Bezeichnung des Reviers, für das er 
bestellt ist. 

Die Bestallung wird wirksam mit der Aus- 
händigung der Urkunde. 

(2) Bei der Aushändigung der Urkunde ist 
der Seelotse auf die gewissenhafte Ausübung 
seines Berufes zu verpflichten. 

§ 14 

Der Seelotse hat sich auf Verlangen der 
Aufsichtsbehörde der Untersuchung durch 
einen Vertrauensarzt der See-Berufsgenossen- 
schaft zu unterziehen und den Unter- 
suchungsbefund der Aufsichtsbehörde vorzu- 
legen. 

§ 15 

(1) Die Bestallung ist zu widerrufen, wenn 
sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder 
Bestechung herbeigeführt wurde. 

(2) Die Bestallung ist zurückzunehmen, 

1. wenn durch ein vertrauensärztliches Zeug- 
nis der See-Berufsgenossenschaft festge- 
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stellt wird, daß der Seelotse infolge eines 
körperlichen Gebrechens oder wegen 
Schwäche seiner geistigen Kräfte dauernd 
unfähig ist, seinen Beruf ordnungsmäßig 
auszuüben; 

2. wenn dem Seelotsen durch den unanfecht- 
bar gewordenen Spruch eines Seeamtes 
das Befähigungszeugnis entzogen wird, 
dessen Besitz Voraussetzung für die Be- 
stallung war; 

3. wenn der Seelotse die ihm obliegenden 
Pflichten wiederholt oder gröblich ver- 
letzt und dadurch ungeeignet erscheint, 
seinen Beruf weiterhin auszuüben. 

§ 16 

(1) Ist auf Grund eines Seeunfalls oder 
des Gesundheitszustandes des Seelotsen die 
Annahme gerechtfertigt, daß der Seelotse die 
Sicherheit des Verkehrs durch die weitere Tä- 
tigkeit gefährdet, so ist ihm die Berufsaus- 
übung vorläufig zu untersagen, bis durch 
den unanfechtbar gewordenen Spruch eines 
Seeamts oder ein vertrauensärztliches Zeug- 
nis der See-Berufsgenossenschaft geklärt ist, 
ob die Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 er- 
füllt sind. 

(2) Wird in dem vertrauensärztlichen 
Zeugnis der See-Berufsgenossenschaft festge- 
stellt, daß der Seelotse nur vorübergehend 
außerstande ist, seinen Beruf ordnungsmäßig 
auszuüben, so ist die vorläufige Untersagung 
aufzuheben, sobald durch vertrauensärztliches 
Zeugnis bescheinigt wird, daß der Hinde- 
rungsgrund nicht mehr besteht. 

§ 17 

Der Widerruf und die Zurücknahme der 
Bestallung sowie die vorläufige Untersagung 
der Berufsausübung werden von der Auf- 
sichtsbehörde verfügt. Vor der Verfügung ist 
der Seelotse, im Falle der Zurücknahme der 
Bestallung auch die Bundeslotsenkammer zu 
hören. Die Verfügung ist mit Gründen zu 
versehen und dem Seelotsen nach den Vor- 
schriften des Verwaltungszustellungsgesetzes 
zuzustellen. 

§ 18 

Im Falle der Zurücknahme der Bestallung 
nach § 15 Abs. 2 kann die Aufsichtsbehörde, 
jedoch frühestens nach Ablauf eines Jahres, 
eine erneute Bestallung vornehmen, wenn die 
Annahme begründet ist, daß der Seelotse 
künftig den Anforderungen seines Berufes 
genügen wird. 


§ 19 

(1) Die Bestallung erlischt mit dem Ende 
des Monats, in dem der Seelotse das fünf- 
undsechzigste Lebensjahr vollendet. 

(2) Weist der Seelotse seine ausreichende 
körperliche und geistige Leistungsfähigkeit 
durch ein vertrauensärztliches Zeugnis der 
See-Berufsgenossenschaft nach, so soll die 
Aufsichtsbehörde auf Antrag des Seelotsen 
die Dauer der Bestallung um jeweils ein Jahr 
verlängern, jedoch längstens bis zum Ende des 
Monats, in dem der Seelotse das siebzigste 
Lebensjahr vollendet. 

§20 

(1) Wird ein Revier aufgehoben, so sind 
die für dieses Revier geltenden Bestallungen 
zurückzunehmen und dafür auf Antrag Er- 
laubnisse nach § 46 zu erteilen. 

(2) Werden mehrere Reviere zu einem 
Revier vereinigt, so gelten die für die ein- 
zelnen Reviere erteilten Bestallungen für das 
neue Revier. 

§ 21 

(1) Der Seelotse kann auf die Rechte aus 
der Bestallung verzichten. 

(2) Der Verzicht ist der Aufsichtsbehörde 
gegenüber schriftlich zu erklären. Er wird, 
falls die Aufsichtsbehörde nicht einem frü- 
heren Wirksamwerden zustimmt, mit Ablauf 
des dritten Monats wirksam, der auf die Ab- 
gabe der Erklärung folgt. 

§ 22 

Wird die Bestallung widerrufen oder nach 
§ 15 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 zurückgenommen, 
so hat die Aufsichtsbehörde die Bestallungs- 
urkunde einzuziehen. Bei der Zurücknahme 
-nach § 15 Abs. 2 Nr. 1 oder § 20 Abs. '1, 
beim Erlöschen nach § 19 oder beim Ver- 
zicht auf, die Bestallung ist die Bestallungs- 
urkunde der Aufsichtsbehörde vorzulegen 
und von dieser mit einem Vermerk über 
den Grund des Erlöschens zu versehen. 

3. Pflichten der Seelotsen 

§ 23 

Der Seelotse hat sich durch sein Verhalten 
innerhalb und außerhalb seines Dienstes der 
Achtung und des Vertrauens würdig zu er- 
weisen, die. sein Beruf erfordert. 
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§24 

(1) Der Seelotse berat den Kapitän bei 
der Führung des Schiffes. 

(2) Für che Führung des Schiffes bleibt der 
Kapitän auch dann verantwortlich, wenn er 
selbständige Anordnungen des Seelotsen hin- 
sichtlich der Führung des Schiffes zuläßt. 

§25 

(1) Der Seelotse hat seine Lotstätigkeit so 
lange auszuüben, bis er abgelöst oder vom 
Kapitän entlassen wird oder das Schiff den 
Bestimmungsort oder die Grenze des Reviers 
erreicht. 

(2) Auf Schiffen, die zur Annahme eines 
Seelotsen verpflichtet sind, darf der Kapitän 
den Lotsen nicht vor Errelcliung der Revier- 
grenze entlassen. 

(3) Kann der Seelotse beim Verlassen des 
Reviers nicht ausgeholt werden, so ist er 
während seines weiteren Verbleibens an Bord 
zur Lotstätigkeit nicht verpflichtet, aber auf 
Anforderung des Kapitäns berechtigt. 

§ 26 

(1) Der Seelotse hat laufend die für die 
Lotstätigkeit notwendigen Kenntnisse zu er- 
gänzen. 

(2) Der Seelotse hat sich bei der Lotstätig- 
keit der technischen Hilfsmittel zu bedienen, 
deren Anwendung durch die seemännische 
Praxis, durch Weisungen der Aufsichtsbe- 
hörde oder durch die besonderen Umstände 
des Falles geboten ist. Er hat die Einrichtun- 
gen des Lotswesens pfleglich zu behandeln. 

§27 

Der Seelotse hat der Aufsichtsbehörde und 
der Lotsenbrüderschaft von jeder Beobach- 
tung, die die Sicherheit der Schiffahrt be- 
trifft, unverzüglich Mitteilung zu machen; 
insbesondere hat er über jeden Unfall eines 
von ihm gelotsten Schiffes zu berichten und 
auf Verlangen w^eitere Auskünfte zu ertei- 
len. Veränderungen oder Störungen an den 
Seezeichen hat er unverzüglich der zustän- 
digen Bezirksbehörde der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des Bundes anzuzeigen. 

4. Lotsenbrüderschaften 

§28 

(1) Die für ein Revier bestellten Seclotsen 
bilden eine Lotsenbrüderschaft. Die Lotsen- 


brüderschaft ist eine Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts. 

(2) Die Lotsenbrüderschaft hat die ihr 
durch Gesetz übertragenen Aufgaben zu er- 
füllen. Sie hat im Rahmen ihrer Selbstver- 
waltung die Belange des Reviers zu wahren 
und zu fördern. 

§ 29 

(1) Der Lotsenbrüderschaft obliegt insbe- 
sondere 

1. die Erfüllung der Berufspflichten zu 
überwachen; 

2. die Ausbildung und Eortblldung der See- 
lotsen zu fördern; 

3. durch eine Börtordnung die Dienstfolge 
zu regeln; 

4. Bestimmungen über den inneren Dienst- 
betrieb zu treffen; 

5. auf Antrag bei Streitigkeiten zwischen 
Mitgliedern zu vermitteln; 

6. Maßnahmen zu treffen, die eine ausrei- 
chende Versorgung der Seclotsen und 
ihrer Hinterbliebenen für den Fall des 
Alters, der Berufsunfähigkeit und des 
Todes gewährleisten, und die Durchfüh- 
rung dieser Maßnahmen zu überwachen; 

7. die Aufsichtsbehörde bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben auf dem Gebiete des See- 
lotswesens zu beraten und durch die not- 
wendige Berichterstattung zu unter- 
stützen; 

8. die Lotsgelder für Rechnung der Seelotsen 
einzunehmen. 

(2) Die Börtordnung bedarf der Geneh- 
migung cier Aufsichtsbehörde. 

(3) Von den eingenommenen Lotsgeldern 
hat die Lotsenbrüderschaft die nach § 36 not- 
wendigen Beträge, die Leistungen für die 
Versorgung der Seelotsen und im Falle des 
§ 30 Abs. 1 die Beiträge für die Rücklage 
einzubehalten. Der Rest der Lotsgelder ist 
nach Maßgabe einer von der Mitgliederver- 
sammlung beschlossenen Verteilungsordnung 
an die Seelotsen zu verteilen. 

§ 30 

(1) Nach näherer Bestimmung der Lots- 
ordnung kann der Lotsenbrüderschaft mit 
deren Zustimmung ferner die Vorhaltung 
oder der Betrieb von Lotseinrichtungen 
(feste und schwimmende Lotsenstationen, 
Versetz- und Zubringerfahrzeuge) übertragen 
werden. 
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(2) Ist der Lotsenbrüderschaft die Vorhal- 
tung von Lotseinrichtungen übertragen, so 
kann die Lotsordnung Bestimmungen über 
die Bildung einer Rücklage treffen, die zur 
Deckung der damit verbundenen außer- 
ordentlichen Aufwendungen und zur Er- 
neuerung der Lotseinrichtungen dient. Be- 
schaffen die Seelotsen in diesem Falle Lots- 
einrichtungen aus eigenen Mitteln, so kön- 
nen sie sich zum Erwerb der Einrichtungen 
in einer besonderen juristischen Person zu- 
sammenschließen. 

§ 31 

(1) Der Sitz und die Verfassung der Lotsen- 
brüderschaft werden im Rahmen der fol- 
genden Vorschriften durch die Satzung be- 
stimmt. 

(2) Die Satzung wird von den Mitgliedern 
durch mündliche oder schriftliche Erklärung 
beschlossen. Zu dem Beschluß ist eine Mehr- 
heit von zwei Dritteln der Mitglieder er- 
forderlich. Die Satzung bedarf der Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde. Sie ist im Ver- 
kehrsblatt zu veröffentlichen. 

(3) Kommt eine genehmigungsfähige 
Satzung nicht zustande, so kann die Auf- 
sichtsbehörde nach Ablauf einer von Ihr ge- 
setzten Frist eine vorläufige Satzung in 
Kraft setzen. 

§ 32 

(1) Organe der Lotsenbrüderschaft sind 
der Ältermann und die Mitgliederversamm- 
lung. 

(2) Die Satzung kann vorsehen, daß neben 
dem Ältermann für einen bestimmten Ge- 
schäftskreis besondere Vertreter zu bestellen 
sind. 

§33 

(1) Der Ältermann vertritt die Lotsen- 
brüderschaft gerichtlich und außergerichtlich. 
Der Umfang seiner Vertretungsmacht kann 
durch die Satzung mit Wirkung gegen Dritte 
beschränkt werden. 

(2) Der Ältermann und sein Stellvertreter 
werden durch die Mitgliederversammlung auf 
die Dauer von drei Jahren gewählt. 

(3) Die Wahl bedarf der Bestätigung durdi 
die Aufsichtsbehörde. Die Bestätigung kann 
nur aus wichtigem Grunde versagt werden. 
Gegen die Versagung ist die Beschwerde an 
den Bundesminister für Verkehr gegeben. 

(4) Ist ein Ältermann noch nicht gewählt, 
so ist in dringenden Fällen für die Zeit bis 


zur Behebung des Mangels von der Aufsidits- 
behörde ein Ältermann zu bestellen. 

(5) Die Aufsichtsbehörde und die Mitglie- 
derversammlung können im gegenseitigen 
Einvernehmen den Ältermann aus wiclitigem 
Grunde vorzeitig abberufen. Kommt ein Ein- 
vernehmen nicht zustande, so entsdieidet der 
Bundesminister für Verkehr nach Anhörung 
der Bundeslotsenkammer. 

(6) Auf die Geschäftsführung des Älter - 
manns finden die für den Auftrag geltenden 
Vorschriften der §§ 664 und 670 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches entsprechende Anwen- 
dung. 

§ 34 

Die Angelegenheiten der Lotsenbrüder- 
schaft werden, soweit sie nicht vom Älter- 
mann oder einem anderen satzungsmäßig be- 
rufenen Vertreter zu besorgen sind, durch 
Beschluß der Mitglieder geordnet. 

§ 35 

Ein Mitglied ist nicht stimmberechtigt, 
wenn der Beschluß die Vornahme eines 
Rechtsgeschäfts mit ihm oder die Einleitung 
oder Erledigung eines Rechtsstreits zwischen 
ihm und der Lotsenbrüderscliaft betrifft. 

§ 36 

Die Verwaltungsausgaben der Lotsenbrü- 
derschaft und die etwaigen Kosten der für 
die Berufsausübung ihrer Mitglieder erforder- 
lichen Lotseinrichtungen werden von den 
Mitgliedern anteilsmäßig getragen. 

§37 

Werden bestehende Reviere vereinigt oder 
aufgehoben, so entscheidet der Bundesmini- 
ster für Verkehr nach Anhörung der Bun- 
deslotsenkammer durch Rechtsverordnung 
über die Vereinigung oder Auflösung der 
Lotsenbrüderschaften. Die Rechtsverordnung 
regelt auch die Einzelheiten der Vereinigung. 
Im Falle der Auflösung sind die Vorschrif- 
ten der §§ 48 bis 53 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches auf die Abwicklung entsprechend 
anzuwenden. 

5. Bundeslotsenkammer 
§38 

(1) Die Lotsenbrüderschaften bilden die 
Bundeslotsenkammer. Die Bundeslotsenkam- 
mer ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts; ihren Sitz bestimmt der Bundesmini- 
ster für Verkehr. 
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(2) Der Bundesminister für Verkehr führt 
die Aufsicht über die Bundeslotscnkammer. 

§ 39 

(1) Die Bundeslotsenkammer hat die ihr 
durch Gesetz übertragenen Aufgaben zu er- 
füllen. 

(2) Der Bundeslotsenkammer obliegt insbe- 
sondere 

1. in Fragen, welche die Gesamtheit der 
Lotsenbrüderschaften angehen, deren Auf- 
fassung zu ermitteln; 

2. die Gesamtheit der Lotsenbrüderschaften 
gegenüber Behörden und Organisationen 
zu vertreten; 

3. an der Gesetzgebung, soweit das Seelots- 
wesen berührt wird, gutachtlich mitzu- 
arbeiten; 

4. Gutachten zu erstatten, die eine Verwal- 
tungsbehörde oder ein Gericht in Ange- 
legenheiten des Lotswesens anfordert; 

5. auf Antrag bei Streitigkeiten zwischen 
Lotsenbrüderschaften oder Mitgliedern 
verschiedener Brüderschaften zu vermit- 
teln. 

§40 

Die Verfassung der Bundeslotsenkammer 
wird im Rahmen der folgenden Vorschriften 
durch die Satzung bestimmt. Die Vorschrif- 
ten des § 31 Abs. 2 und 3 sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 41 

(1) Organe der Bundeslotscnkammer sind 
der Vorsitzende und die Mitgliederversamm- 
lung. 

(2) Die Lotsenbrüderschaften werden in 
der Mitgliederversammlung durch ihre Älter- 
männer vertreten. Jede Brüderschaft hat eine 
Stimme, 

(3) Die Satzung kann vorsehen, daß neben 
dem Vorsitzenden für einen bestimmten Ge- 
schäftskreis besondere Vertreter zu bestellen 
sind. 

§42 

(1) Der Vorsitzende der Bundeslotsenkam- 
mer wird aus der Reihe der Seelotsen von 
der Mitgliederversammlung auf die Dauer 
von drei Jahren gewählt. 

(2) Die Wahl bedarf der Bestätigung durch 
den Bundesminister für Verkehr. Die Be- 


stätigung kann nur aus wichtigem Grunde 
versagt oder vorzeitig widerrufen werden, 

(3) Die Mitgliederversammlung kann mit 
Genehmigung des Bundesministers für Ver- 
kehr die Wahl nur aus wichtigem Grunde 
vorzeitig widerrufen. 

(4) Die Vorschriften des § 33 Abs. 1, 
4 und 6 sind auf die Bundeslotscnkammer 
sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß an die Stelle der Aufsichtsbehörde der 
Bundesminister für Verkehr tritt. Der Vor- 
sitzende erhält eine Entschädigung für den 
mit seiner Tätigkeit verbundenen Aufwand. 

§43 

(1) Die Angelegenheiten der Bundeslotsen- 
kammer werden, soweit sie nicht vom Vor- 
sitzenden oder einem anderen satzungsmäßig 
berufenen Vertreter zu besorgen sind, durch 
Beschluß der Mitglieder geordnet. Die 
Satzung kann für einzelne Geschäfte bestim- 
men, daß der Beschluß eines von der Mit- 
gliederversammlung gebildeten Ausschusses 
genügt. 

(2) Der Vorsitzende führt in den Sitzun- 
gen der Mitgliederversammlung und des 
nach Absatz 1 Satz 2 gebildeten Aussdiusses 
den Vorsitz. Er ist stimmberechtigt. 

(3) Die Vorscliriften des § 35 sind auf 
die Bundeslotscnkammer sinngemäß anzu- 
wenden. 

§ 44 

Die Mitgliederversammlung stellt den Be- 
trag fest, der zur Deckung des persönlichen 
und sachlichen Bedarfs erforderlich ist. Die 
Lotsenbrüderschaften haben im Verhältnis 
ihrer Mitgliederzahl die hierfür erforder- 
lichen Beiträge zu leisten. 

6. Aufsichtsm aßnahmen 

§45 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann den See- 
lotsen und die Lotsenbrüderschaft zur Er- 
füllung ihrer Aufgaben unter Fristsetzung 
anhalten. Nach fruditlosem Ablauf der Frist 
kann sie auf Kosten des Seelotsen oder der 
Lotsenbrüderschaft die Aufgaben selbst 
durchführen oder die Durchführung Dritten 
übertragen. 

(2) Der Beschluß über die zu treffenden 
Maßnahmen ist zu begründen und den Be- 
troffenen nach den Vorschriften des Ver- 
waltungszustellungsgesetzes zuzustellen. 
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III. ABSCHNITT 
Lotswesen außerhalb der Reviere 
§46 

Der Erlaubnis bedarf, wer das Gewerbe 
eines Seelotsen 

1. auf einer Seeschiffahrtstraße, die nicht zu 
den Lotsrevieren gehört, 

2. als Deutscher, der seinen Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder im Lande Berlin 
hat, über See 

ausüben will. 

§47 

(1) Die Erlaubnis wird von der Aufsichts- 
behörde erteilt, wenn der Antragsteller die 
Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
erfüllt und die erforderliche Kenntnis der 
Fahrtstrecken oder Seegebiete, auf denen er 
sein Gewerbe ausüben will, in einer vor der 
Aufsichtsbehörde abzulegenden Prüfung nach- 
weist. 

(2) Für einzelne Fahrtgebiete kann der 
Bundesminister für Verkehr durch Rechts- 
verordnung an den Grad des Befähigungs- 
zeugnisses geringere Anforderungen stellen. 

§ 48 

Die Vorschriften der §§ 13 Abs. 1, 14 
bis 18, 21 Abs. 1 und 22 sind auf die Er- 
laubnis, die Vorschriften der §§ 23, 24 und 

26 auf die Pflichten des Seelotsen anzuwen- 
den. Die Vorschriften der §§ 25 Abs. 1 und 

27 sind sinngemäß anzuwenden. 

§49 

Vereinbarungen von Seelotsen, durch die 
das Lotswesen bestimmter Fahrtgebiete ge- 
ordnet wird, bedürfen der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. 

§50 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft durch Rechtsver- 
ordnung die Höhe der Entgelte für Lotsen- 
leistungen im Sinne dieses Abschnitts von 
seiner Genehmigung abhängig zu machen 
oder diese selbst festzusetzen. 


IV. ABSCHNITT 

Zuwiderhandlungen 

§51 

(1) Wer als Schiffsführer der Verpflich- 
tung zur Annahme eines Seelotsen zuwider- 
handelt, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer auf einem 
Schiff, dessen Führer zur Annahme eines 
Seelotsen verpflichtet ist, die Tätigkeit des 
Seelotsen behindert. 

§52 

Wer unbefugt auf Lotsenrevieren die Tä- 
tigkeit eines Seelotsen ausübt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu drei Monaten oder mit Geld- 
strafe bestraft. Wird die Tat fahrlässig be- 
gangen, so ist auf Geldstrafe zu erkennen, 

§ 53 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, 

1. wer das Gewerbe eines Seelotsen im 
Sinne des dritten Abschnitts der Vor- 
schrift des § 46 zuwider ohne Erlaubnis 
betreibt; 

2. wer als Seelotse vorsätzlich oder fahr- 
lässig den Ihm nach der Börtordnung 
obliegenden Dienst nicht wahrnimmt 
oder entgegen der Vorschrift des § 25 
vorzeitig beendet; 

3. wer als Seelotse die nach § 27 vorge- 
schriebenen Mitteilungen oder Anzeigen 
unterläßt; 

4. wer als Seelotse andere als die nach § 50 
genehmigten oder festgesetzten Entgelte 
fordert. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde Im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die Aufsichtsbehörde. Die Befugnisse der 
obersten Verwaltungsbehörde (§ 66 Abs. 2 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) 
werden vom Bundesminister für Verkehr 
wahrgenommen. 

V. ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 54 

(1) Nach den bisherigen Vorschriften er- 
teilte Genehmigungen zur Ausübung des 
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Lotsenberufes gelten für Fahrtstrecken, die 
nach diesem Gesetz zu Revieren bestimmt 
werden, als Bestallungen, im übrigen als Er- 
laubnisse im Sinne des dritten Abschnitts 
fort. 

(2) Hat der Seelotse das siebzigste Lebens- 
jahr bereits vollendet, so erlischt die Bestal- 
lung mit Ablauf des dritten Monats, der auf 
das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgt. 

§ 55 

(1) Für Reviere, in denen beamtete See- 
lotsen eingesetzt sind, gelten nur die Vor- 
schriften der §§ 3, 5 Abs. 1 und 2, 51 und 52. 

(2) An den Beratungen der Bundeslotsen- 
kammer, welche gemeinsame Angelegenhei- 
ten der Reviere oder des gesamten Lots- 
wesens zum Gegenstand haben, ist ein Ver- 
treter der beamteten Lotsen zu beteiligen. 
Die beamteten Lotsen wählen aus ihren Rei- 
hen den Vertreter für die Bundeslotsenkam- 
mer mit einfacher Stimmenmehrheit. 

§ 56 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu regeln 

1. die Lotsenausweise; 

2. die Anforderungen an die nach diesem 
Gesetz vorgeschriebenen vertrauensärzt- 
lichen Untersuchungen; 

3. den Umfang der vorgeschriebenen Aus- 
bildung (§ 11 Abs. 1 Nr. 4) und Prü- 
fungen (§11 Abs. 1 Nr. 4, § 47) sowie 
das Verfahren bei Abnahme der Prüfun- 
gen; 

4. die Überführung, Auflösung oder Ab- 
wicklung von Lotsenvereinigungen, die 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes Auf- 
gaben der in § 29 bezeichneten Art er- 
füllt haben. 


§57 

(1) In § 6 der Gewerbeordnung werden 
nach den Worten „öffentlicher Fähren" ein 
Komma und die Worte „das Seelotswesen“ 
eingefügt. 

(2) Das Handelsgesetzbuch wird wie folgt 
geändert: 

1. § 485 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Der Reeder ist für den Schaden verant- 
wortlich, den eine Person der Schiffsbe- 
satzung oder ein an Bord tätiger Seelotse 
einem Dritten in Ausführung ihrer 
Dienstverrichtungen schuldhaft zufügen.“; 

2. in § 486 Nr. 3 werden nach dem Wort 
„Schiffsbesatzung“ die Worte „oder eines 
an Bord tätigen Seelotsen“ eingefügt. 

§ 58 

Bis zum Erlaß von Lots- und Lotsgebüh- 
renordnungen nach § 5 bleiben die Vorschrif- 
ten über das Lotswesen der einzelnen Reviere 
in Kraft, soweit sie nicht diesem Gesetz 
widersprechen. 

§ 59 

Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermäch- 
tigungen erlassen werden, gelten Im Lande 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§60 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Die Verwaltung des Seelotswesens, d. h. des 
Lots Wesens auf den Seeschiffahrtstraßen außer- 
halb der Häfen und auf See, ist durdi den 
Staatsvertrag vom 29. Juli 1921 (RGBL S. 961) 
auf das Reidi übergegangen und obliegt heute 
nach Art. 89 GG In Verbindung mit § 1 des 
Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiete der Seeschiffahrt vom 22. No- 
vember 1950 (BGBL I S. 767) dem Bund. Die 
Organisation des Lotsenwesens und die Aus- 
übung des Lotsenberufes entbehren jedoch bis- 
her einer einheitlichen gesetzlichen Regelung. 
Sie werden für die einzelnen Fahrwasser durch 
„Lotsordnungen'' bestimmt, die sich nur In 
einem Fall auf eine als Bundesrecht rezipierte 
Ermächtigung, überwiegend aber auf Landes- 
recht gründen und zum Teil nur in einer Art 
von Anstaltsordnung bestehen. Sämtliche Lots- 
ordnungen sind durch die rechtliche und tat- 
sächliche Entwicklung überholt, einige sogar 
In Ihrem rechtlichen Bestand zweifelhaft. 
Ihre Unterschiedlichkeit hat sich im übrigen, 
soweit sie nicht — zum geringen Teil — den 
verschiedenartigen örtlichen Verhältnissen ent- 
springt, als außerordentlich hinderlich erwie- 
sen. Zu der notwendigen umfassenden Ord- 
nung und zur Klärung rechtlicher Zweifels- 
fragen bedarf das Seelotswesen dringend der 
gesetzlichen Regelung. Diesem Bedürfnis soll 
der Entwurf abhelfen. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes er- 
gibt sich aus den Art. 74 Nr. 21 und 72 
Abs. 2 Nr. 3 GG. 

Hierauf gestützt, regelt der Entwurf die gleich- 
artigen Rechts- und Lebensverhältnisse des 
Stelotswesens im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes und schafft ausreichende Ermächtigun- 
gen, um in Durchführungsverordnungen die 
besonderen Verhältnisse der einzelnen Fahr- 
wasser berücksichtigen zu können. Er trägt da- 
bei den Anforderungen des modernen Verkehrs 
Rechnung und gibt der Bundesverwaltung die 
Aufsichtsbefugnisse, deren sie zur Erfüllung 
Ihrer Verkehrssidierungspf licht bedarf. Im 
übrigen knüpft der Entwurf im wesentlichen 
an die Gestaltungsformcn des Seelotswescns 
an, die sich in Westdeutschland während der 
letzten Jahrhunderte entwickelt und bewährt 
haben. 


In Ihren ersten Anfängen wurde die Tätigkeit 
der Seelotsen nebenberuflich von Fisdiern aus- 
geübt. Sie war weder staatlich noch in der 
Regel durch Vereinbarungen der Lotsen ge- 
regelt. Mit der bei Beginn der Neuzeit ein- 
setzenden Entwicklung einer regelmäßigen 
Sdblffahrt erkannten die Küstenländer jedodi 
bald, daß in den gefährlichen Küstengewässern 
und Flußmündungen Vorsorge für ständiges 
Lotsengeleit getroffen werden mußte, daß es 
dazu aber erforderlich war, den hemmungs- 
losen freien Wettbewerb der vorhandenen Lot- 
sen In geordnete Bahnen zu lenken. Die älteste 
überlieferte Ordnung des Lotswesens in 
Deutschland Ist die von Hamburg Im Jahre 
1656 erlassene Pllotage-Ordnung, die eine 
staatlldbe Zulassung zum Lotsenberuf ein- 
führte und die Cuxhavener Lotsen nach hol- 
ländischem Muster in einer Gemeinschaft zu- 
sammenfaßte. In der Folgezeit wurde das 
Lotswesen in allen deutschen Küstenländern 
durch eine Fülle einzel staatlicher Gesetze, 
V'erordnungen, Instruktionen, Reglements und 
Satzungen geregelt. Dabei sind zwei Gebiete 
mit verschiedener Rechtsentwicklung zu unter- 
scheiden. An der Ostseeküste wurden die Lot- 
sen um die Wende vom 18. zum 19. Jahrhun- 
dert zum Teil planmäßige staatliche oder 
städtische, zum Teil auf Gebühren angestellte 
Beamte. An den wichtigsten Seeschiffahrt- 
straßen des Nordseegebiets (Elbe, Weser, Ems) 
gab und gibt es keine beamteten Lotsen. Hier 
und seit 1924 auch am Nord-Ostsee-Kanal 
sind die Lotsen Gewerbetreibende, die in Ge- 
meinschaften zusammengeschlossen und unter 
mehr oder minder starker staatlicher Aufsicht 
ihre Tätigkeit auf bestimmten Fahrtstrecken 
(Revieren) ausüben. Die auf offener See täti- 
gen Lotsen waren und sind sowohl für die 
Nordsee als auch für die Ostsee freie Gewer- 
betreibende. 

Der Entwurf beläßt den Seelotsen die Rechts- 
stellung als Gewerbetreibende. Maßgebend da- 
für waren nicht so sehr Gründe der Tradition 
und der Wunsch der Lotsenschaft, als vielmehr 
die guten Erfahrungen, die mit dem bisher in 
Westdeutschland vorherrschenden System ge- 
macht werden konnten, sowie die Erkenntnisse, 
die 1924 die Reichsverwaltung veranlaßten, 
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das Dienstverhältnis der Lotsen am Nord-Ost- 
see-Kanal durch deren Zulassung als Gewerbe- 
treibende zu ersetzen. Die Stellung der See- 
lotsen gegenüber der staatlichen Verwaltung 
muß der Entwurf allerdings unterschiedlich 
ausgestalten, je nachdem die Seelotsen auf den 
sogenannten Revieren tätig sind, d. h. auf 
Fahrtstrecken, auf denen Fahrwasser Verhält- 
nisse und Umfang des Verkehrs die ständige 
Bereitstellung von Lotsengeleit erfordern, oder 
auf Fahrtstrecken außerhalb der Reviere. 

Sämtliche Reviere im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes sind Eigentum des Bundes und 
unterstehen dessen Verwaltung (vgl. Art. 97 
WV, Art. 89 Abs. 1 und 2 GG). Nach mo- 
derner Auffassung ergibt sich daraus diePflicht 
des Bundes, für die Sicherheit des Verkehrs 
auf diesen Revieren zu sorgen. Dazu gehört 
nicht nur das Freihalten des Fahrwassers und 
dessen Betonnung und Befeuerung, sondern 
auch die Vorsorge für einen ständigen Lotsen- 
dienst. Träger des Seelotswesens auf den Re- 
vieren kann daher nur der Bund sein. Wenn 
er trotzdem die eigentliche Lotsung nichtbe- 
amteten Kräften überläßt, d. h. diesen eine 
öffentliche Aufgabe überträgt, so muß er sich, 
um seiner Verkehrssicherungspflicht genügen 
zu können, weitgehende Aufsichtsrechte Vor- 
behalten. Der Entwurf sieht aus diesem Grun- 
de für die Reviere vor: 

1. die Auswahl der Seelotsen durch die Auf- 
sichtsbehörde; 

2. die Bindung der Seelotsen an die Bundes- 
verwaltung durch eine Bestallung, die ih- 
rer Rechtsnatur nach der „öffentlichen 
Anstellung und Beeidigung“ i. S. von § 36 
der Gewerbeordnung ähnelt; 

3. den Zwangszusammensdiluß der Seelotsen 
der einzelnen Reviere in einer öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft; 

4. Maßnahmen positiver Staatsauf sidit gegen- 
über den Seelotsen. 

Anders liegen die Verhältnisse bei den Seelot- 
sen, die sich auf See oder auf solchen Fahrt- 
strecken betätigen, auf denen ein ständiger 
Lotsendienst nicht erforderlich ist. Hier genügt 
es, wenn der Bund, um Gefahren von der All- 
gemeinheit abzuwehren, die Aufnahme der 
Lotstätigkeit von einer Erlaubnis abhängig 
macht und ln der Folge eine Gewerbeaufsicht 
ausübt. 

Von dem Prinzip, daß die Seelotsen Gewerbe- 
treibende sind, muß der Entwurf eine Aus- 
nahme für solche Reviere zulassen, die wegen 


geringeren oder stark schwankenden Verkehrs 
Gewerbetreibenden keine Existenzgrundlage 
bieten. Auf solchen Revieren — im Bundesge- 
biet kommen nur die Reviere der Trave und 
der Jade ln Betracht — müssen vorerst noch 
beamtete Lotsen eingesetzt bleiben. 

ZUM 1. ABSCHNITT 

Der Abschnitt umfaßt die Bestimmungen, die 
zum Verständnis des weiteren Gesetzesinhalts 
notwendig an den Anfang gestellt werden 
müssen. 

Zu § 1 

Die Definition des Seelotsen (Abs. 1) folgt der 
aus der Rechtslehre entwickelten Begriffsbe- 
stimmung. Sie stellt einmal klar, daß der See- 
lotse nur Berater der Schiffsführung ist und 
nicht die Führung des Schiffes selber übernimmt. 
Sie grenzt zum anderen den Anwendungsbe- 
reich des Gesetzes gegen Berufsgrüppen ab, die 
eine ähnliche Tätigkeit ausüben, wie z. B. die 
Hafen- und Binnenlotsen oder ortskundigen 
Besatzungsmitglieder, die auf bestimmten Ge- 
wässern als Hilfsschiffsführer von Binnenschif- 
fen angestellt werden. Schließlich wird klar- 
gestellt, daß der Seelotse einei staa.lichen Auf- 
sicht unterliegt, die Lotsung selbst aber in 
eigener Verantwortung durchführt. 

Die Bestimmung des Abs. 2 ist erforderlich, 
weil der Begriff „Seeschiffahrtstraße“ nach der 
Seeschiffahrtstraßen-Ordnung den ‘Nord-Ost- 
see-Kanal nidit mit umfaßt, auf Ihm aber die- 
selben Verhältnisse vorliegen wie auf den See- 
schiffahrtstraßen. 

Zu § 2 

Die Definition des Reviers ist wegen der un- 
tersdiiedlichen Behandlung erforderlich, die 
das Lotswesen nach den einführenden Dar- 
legungen innerhalb und außerhalb der Reviere 
erfahren muß. Die Definition war so zu 
wählen, daß sie gestattet, bei längeren See- 
schiffahrtstraßen aus Gründen zweckmäßiger 
Diensteinteilung mehrere Reviere einzurichten 
und andererseits mehrere Fahrtstrecken, für 
welche die Bereitstellung eines einheitlichen 
Lotsendienstes zweckmäßig erscheint, in einem 
Revier zusammenzufassen. 

Zu § 3 

Art. 89 Abs. 2 GG und § 1 Abs. 2 des Ge- 
setzes über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiete der Seeschiffahrt vom 22. November 
1950 (BGBl. S. 767), auf denen dleZuständig- 
keit des Bundes auf dem Gebiete des Seelots- 
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Wesens beruht, umreißen den Umfang dieser 
Zuständigkeit nicht näher. § 2 stellt klar, 
daß die Aufsicht über das Seelotswesen allge- 
mein Aufgabe des Bundes ist und daß diesem 
auf den Revieren zusätzlich die Einrichtung 
und Unterhaltung des Lotswesens obliegt. 

Die Vorschrift des Abs. 2 regelt die behörden- 
mäßige Zuständigkeit innerhalb der Bundes- 
verwaltung. 

Zu § 4 

Die Vorschrift bringt für das Seelotswesen den 
Grundsatz einer weitgehenden Selbstverv/al- 
tung zum Ausdruck. 

ZUM II. ABSCHNITT 
Der Abschnitt regelt, der praktischen Bedeu- 
tung entsprechend, zunächst das Seelotswesen 
auf den Revieren. Er enthält mehrere Einzel- 
bestimmungen, die auch für das Lotswesen 
außerhalb der Reviere Bedeutung haben und 
auf die daher im III. Abschnitt Bezug ge- 
nommen werden kann. 

Zu § 5 

örtliche Verschiedenheiten, die auf den ein- 
zelnen Seeschiffahrtstraßen bestehen, werden 
nicht nur für die Abgrenzung der Reviere, 
sondern In weitem Umfange auch für die Ver- 
waltung und Ordnung der Reviere maßgeb- 
lich sein. Auch bei der Beurteilung der Frage, 
für welche Schiffe etwa die Verpflichtung zur 
Annahme eines Lotsen begründet werden soll, 
kommt den örtlichen Besonderheiten ausschlag- 
gebende Bedeutung zu. Schließlich sind diese 
Besonderheiten maßgeblich für den Umfang 
der vorzuhaltenden Lotseinrichtungen, die 
Dauer der Inanspruchnahme eines Seelotsen 
und die hierfür zu erhebenden Gebühren. Da 
wegen des möglichen Wechsels dieser besonde- 
ren Merkmale eine gesetzliche Regelung der 
genannten Materie nicht angängig erscheint, 
gibt Abs. 1 dem Bundesminister für Verkehr 
die Ermächtigung, sic unter Berücksichtigung 
der örtlichen Verhältnisse in Rechtsverordnun- 
gen (Lots- und Lotsgebührenordnungen) zu 
regeln. In Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b wird ferner 
klargestellt, daß die Lotsgebühren im weiteren 
Sinne sich unterteilen in eine echte, öffentlich- 
rechtliche Gebühr für die vom Bund vorge- 
haltenen Lotseinrichtungen (Lotsgebühr im 
engeren Sinne) und ein privatrechtliches Ent- 
gelt für die Leistungen der Seelotsen (Lots- 
geld). Damit den Zielen der allgemeinen 
Preispolitik nach Maßgabe des Preisgesetzes 
Geltung verschafft werden kann, ist der Er- 


laß der Lotsgebührenordnungen an das Ein- 
vernehmen des Bundesministers für Wlrt- 
sdiaft gebunden. Die Bestimmungen über die 
Lotsgebühren bedürfen, da sie den Bundes- 
haushalt berühren, ferner der Zustimmung 
des Bundes minist ers der Finanzen. 

Um nicht bei jeder geringfügigen Änderung in 
der Verwaltung und Ordnung des einzelnen 
Reviers eine Verordnung des Bundesministers 
für Verkehr erforderlich zu machen, gibt 
Abs. 2 insoweit dem Bundesminister für Ver- 
kehr die Möglichkeit, seine Ermächtigung auf 
die Aufsichtsbehörde der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung weiterzuübertragen. 

Zu § 6 

Bei den eigentlichen Lotsgebühren, die eine 
öffentliche Abgabe für die vom Bund vorge- 
haltenen Lotseinrichtungen darstellen (vgl. ^ 5 
Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b), muß Im Interesse des 
Haushalts auf möglichst weitgehende Deckung 
der Ausgaben Bedacht genommen werden. Bei 
der Festsetzung der Lotsgelder, d. h. der Ent- 
gelte für die Dienste und notwendigen Aufwen- 
dungen der Seelotsen, muß der Bund sein Inter- 
esse an einem qualifizierten Lotsenstand ver- 
folgen und deshalb geeigneten Nautikern einen 
genügenden Anreiz für die Ausübung des Lots- 
gewerbes bieten. Das wird nur möglich sein, 
wenn den Seelotsen bei normalem Verkehrs- 
umfang nach Abdeckung der in § 29 Abs. 3 
bezeichneten Aufwendungen (Verwaltungs- 
ausgaben, Leistungen für die Versorgung der 
Seclotsen, Rücklagen für etwa vorgehaltene 
Lotseinrichtungen) ein Einkommen verbleibt, 
das Ihrer seemännischen und fachlichen Vorbil- 
dung und der besonderen Verantwortung ihres 
Berufes Rechnung trägt. Einen gewissen An- 
halt wird dabei das Einkommen bieten kön- 
nen, daß die Kapitäne der auf dem Revier 
gelotsten, größeren deutschen Schiffe haben. 

Während die Deckung der öffentlichen Ausga- 
ben bei den Lotsgebühren und das ausreichen- 
de Einkommen der Seelotsen bei den Lotsgel- 
dern für die Festsetzung bestimmte Mindest- 
grenzen setzt, wird die Schiffahrts- und Ha- 
fenpolitik im Interesse der Förderung des Ver- 
kehrs eine gewisse obere Grenze bestimmen. 
Durch die ausdrückliche Hervorhebung der 
aufgeführten Merkmale wird das Ermessen 
des Bundesministers für Verkehr beim Erlaß 
von Lotsgebührenordnungen in genügendem 
Umfang begrenzt. 

Zu § 7 

Im Interesse einer beschleunigten Schiffsabfer- 
tigung sieht der Entwurf vor, daß Lotsgebüh- 
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ren und Lotsgelder einheitlich eingezogen wer- 
den. In der Regel wird die Einziehung Behör- 
den der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
obliegen. Für Reviere, auf denen gemäß § 30 
die Vorhaltung von Lotseinrichtungen ganz 
oder teilweise der Lotsenbrüderschaft über- 
tragen ist, kann es aber zweckmäßig sein, 
Lotsgebühren und Lotsgelder von der Lotsen- 
brüderschaft einziehen zu lassen. Die näheren 
Bestimmungen für die einzelnen Reviere sind 
der Lotsordnung Vorbehalten. Auch bei der 
zwangsweisen Beitreibung erscheint es zweck- 
mäßig, für Lotsgebühren und Lotsgelder das- 
selbe Verfahren vorzusehen. Fiierfür empfahl 
sich das Verfahren nach dem Verwaltungsvoll- 
streckungsgesetz. 

Da die Bereitstellung eines ständigen Lotsen- 
dienstes auf den Revieren Aufgabe des Bundes 
ist, legt der Entwurf die Führung der Bewer- 
berlisten, die Auswahl und die Bestallung der 
Seelotsen in die Hand der Aufsichtsbehörde. 
Bei der Bestallung handelt es sich nicht so 
sehr um die Zulassung zu einem Beruf, als 
vielmehr um die Auswahl geeigneter Kräfte, 
deren sich der Bund zur Erfüllung einer ihm 
obliegenden Aufgabe bedient. Bei der Auswahl 
derartiger Kräfte muß der Bund in der Be- 
stimmung der Personen und der Zahl frei 
sein. Die Zahl der Seelotsen muß mindestens 
so bemessen sein, daß sie den Erfordernissen 
des zu erwartenden Verkehrs entspricht. Da 
qualifizierte Kräfte für den Lotsendienst nur 
zu erhalten sind, wenn das Aufkommen an 
Lotsgeldern eine angemessene Vergütung der 
Lotsendienste gestattet, die Lotsgelder aber 
andererseits im Interesse der Schiffahrts- und 
Hafenpolitik möglichst niedrig gehalten wer- 
den müssen, wird die Zahl der Lotsen, die 
zugelassen werden können, von der erforder- 
lichen Mindestzahl kaum abweichen. Die Be- 
stallung wird, wie sich aus § 10 ergibt, nur 
für ein bestimmtes Revier ausgesprochen. 

Zu § 11 

§11 enthält die Voraussetzungen der Bestal- 
lung für den Seclotsen eines Reviers. Die Vor- 
aussetzungen entsprechen im wesentlichen 
denen der bisherigen Lotsordnung. In Abs. 1 
Nr. 1 wird der Besitz eines Befähigungszeug- 
nisses als Kapitän auf großer Fahrt verlangt, 
weil der Seelotse dasselbe Befähigungszeugnis 
besitzen muß, das zur Führung der von ihm 
gelotsten Schiffe berechtigt. Für Reviere, auf 
denen ausnahmsweise nur Schiffe verkehren, 
zu deren Führung der Besitz minderer Befä- 
higungszeugnisse berechtigt, läßt Abs. 2 ab- 
weichende Bestimmungen in den Lotsordnun- 


gen zu. Die Forderung einer Mindestfahrtzelt 
soll gewährleisten, daß nur ausreichend erfah- 
rene Nautiker als Seelotsen bestellt werden. 
Körperliche und geistige Eignung (Nr. 2) sind 
angesichts der Gefahren und Anstrengungen, 
denen der Seelotse bei Ausübung seines Beru- 
fes ausgesetzt ist, selbstverständliche Voraus- 
setzungen. Mit Rücksicht auf die erheblichen 
Werte, die dem Rat des Seelotsen anvertraut 
werden, muß von diesem aber auch die für 
seinen Beruf erforderliche persönliche Zuver- 
lässigkeit verlangt werden (Nr. 3). 

Das nach Nr. 1 geforderte Befähigungszeugnis 
garantiert den Besitz der erforderlichen allge- 
meinen nautischen Kenntnisse. Die besonderen 
Ortskenntnisse des Reviers können nur durch 
eine Prüfung festgestellt werden (Nr. 4). 

Zu § 12 

Aus den Fahrwasserverhältnissen einzelner Re- 
viere ergeben sich für größere Schiffe beson- 
dere Schwierigkeiten. § 12 gibt daher die 
Möglichkeit, in den örtlichen Lotsordnungen 
vorzusehen, daß der Seelotse nach seiner ersten 
Bestallung für einen Zeitraum von höchstens 
zwei Jahren nur Schiffe bestimmter Art und 
Größe lotsen darf. 

Zu § 13 

Das Wirksamwerden der Bestallung wird 
durch den förmlichen Akt der Aushändigung 
einer Urkunde zeitlich festgelcgt. Die Form- 
vorschriften des § 13 sollen den durch die Be- 
stallung begründeten Rechtsverhältnissen die 
notwendige Klarheit sichern. 

Zu §§ 14 bis 17 

Da die persönlichen Voraussetzungen, die ein 
Seelotse nach § 11 erfüllen muß, im Interesse 
der Sicherheit der Schiffahrt aufgestellt sind, 
muß es eine Möglichkeit geben, die Bestallung 
wieder zu beseitigen, wenn nachträglich fest- 
gestellt wird, daß die Voraussetzungen nicht 
Vorgelegen haben oder inzwischen weggefallen 
sind. § 15 sieht daher für den Fall einer un- 
rechtmäßigen Bestallung den Widerruf (Abs. 1 ) 
und beim Wegfall von Bestallungsvorausset- 
zungen die Zurücknahme (Abs. 2) vor. § 16 
gibt die Möglichkeit, dem Seelotsen die Be- 
rufsausübung vorläufig zu untersagen, wenn 
beim Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 
die Besorgnis begründet ist, daß seine Tätig- 
keit die Sicherheit der Schiffahrt gefährdet. 

In den Fällen des § 15 Abs. 2 und des § 16 
muß die Frage, inwieweit der Seelotse gesund- 
heitlich den Anforderungen seines Berufes ge- 
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wachsen ist, möglichst schnell geklärt werden. 
§14 stellt daher für den Seelotsen die Ver- 
pflichtung auf, sich auf Verlangen der Auf- 
sichtsbehörde von einem Vertrauensarzt der 
See-Beruf sgenossenschaf t untersuchen zu lassen. 
Der "Widerruf und die Zurücknahme der Be- 
stallung sowie die vorläufige Untersagung der 
Berufsausübung werden durch § 17 in die 
Hand der Behörde gelegt, welche die Bestal- 
lung vornimmt. Die Gewährung des rechtlichen 
Gehörs für den betroffenen Seelotsen ist aus 
Gründen der Reditsstaatlichkeit notwendig. 
Die Anhörung der Spitzenorganisation der 
Seelotsen bei der Zurücknahme (§15 Abs. 2) 
erscheint wegen der schwerwiegenden Folgen 
dieser Maßnahmen angebradit. Um für die 
etwaige verwaltungsgeriditliche Nachprüfung 
der erforderlichen Maßnahmen einwandfreie 
Grundlagen zu schaffen, ist die Aufsiditsbe- 
hörde nach § 17 gehalten, ihre Verfügung zu 
begründen und zustellen zu lassen. 

Zu § 18 

Nach der Zurücknahme einer Bestallung (§15 
Abs. 2) können Umstände eintreten, die es zu- 
lassen, eine erneute Bestallung vorzunehmen. 
So kann sich der Gesundheitszustand in un- 
vorhersehbarer Weise bessern, ein entzogenes 
Befähigungszeugnis kann nach § 42 des Ge- 
setzes über die Untersuchung von Seeunfällen 
erneut erteilt werden, und bei der Zurücknah- 
me wegen gröblicher Verletzung der Berufs- 
pflichten wird im einzelnen Falle bei Würdi- 
gung der Person des Seelotsen damit gerechnet 
werden können, daß er in Zukunft den An- 
forderungen seines Berufes genügen werde. In 
solchen Fällen soll die Aufsichtsbehörde nach 
§18 ermächtigt sein, den betroffenen Seelot- 
sen nach angemessener Zeit erneut zu bestellen. 

Zu § 19 

Ein Seelotse, der das 65. Lebensjahr vollendet 
hat, wird in der Regel den erheblichen An- 
strengungen seines Berufs (z. B. Anbordgehen 
oder Ausholen bei schwerem Wetter auf offe- 
ner See) nicht mehr gewachsen sein. Darüber 
hinaus birgt das hohe Alter die Gefahr plötz- 
licher Ausfälle während des Dienstes in sich, 
die gegebenenfalls ein Schiff in schwierigen 
nautischen Lagen seines ortskundigen Beraters 
berauben würden. § 19 sieht deshalb das Er- 
löschen der Bestallung nach Vollendung des 
65. Lebensjahres vor, läßt aber beim jährlich 
zu erbringenden Nachweis ausreichender Lei- 
stungsfähigkeit eine Verlängerung um jeweils 
ein Jahr, höchstens jedoch bis zur Vollendung 
des 70. Lebensjahres, zu. 


Zu § 20 

Seelotsen, die nach der Aufhebung eines Re- 
viers ihren Beruf auf derselben Seeschiffahrts- 
straße weiterhin ausüben, bedürfen nach § 46 
nur einer Erlaubnis, hingegen keiner öffent- 
lichen Bestallung. Abs. 1 bestimmt daher, daß 
an Stelle der zurückzunehmenden Bestallung 
eine Erlaubnis zu erteilen ist. Eine Vereinigung 
mehrerer Reviere kann immer erst dann er- 
folgen, wenn die vorhandenen Lotsen die er- 
forderlichen Kenntnisse des ganzen durch die 
Vereinigung neu entstehenden Reviers haben. 
Dieser Umstand gestattet es, die für die ein- 
zelnen (Teil-)Reviere erteilten Bestallungen 
für das neue Revier ohne weiteres fortgelten 
zu lassen (Abs. 2). 

Zu § 21 

Der Verzicht auf die Rechte aus der Bestal- 
lung kann nicht ausgeschlossen werden. Sein 
zeitliches Wirksamwerden muß aber so weit 
verzögert werden, daß die Aufsichtsbehörde 
in der Lage Ist, Ersatz für den aussdieidenden 
Seelotsen zu beschaffen. 

Zu § 22 

Beim Widerruf einer durch Zwang, arglistige 
Täuschung oder Bestechung herbeigeführten 
Bestallung und bei der Zurücknahme infolge 
gröblicher Verletzung der Pflichten oder see- 
amtlicher Entziehung des Befähigungszeug- 
nisses kann eine Bestallungsurkunde nicht in 
der Hand des Seelotsen belassen werden. Ent- 
fällt die Bestallung aus gesundheitlichen 
Gründen oder wegen Aufhebung des Reviers, 
so erscheint es billig, dies nur durch einen 
Vermerk auf der Bestallungsurkunde kennt- 
lich zu machen. 

Zu §§ 23 bis 27 

Die Vorschriften der §§ 23 bis 27 entspre- 
chen im wesentlichen den Bestimmungen der 
bisherigen Lotsordnungen. Hervorzuheben 
ist die Vorschrift des § 24, durch die in Er- 
gänzung der Definition in § 1 Abs. 1 eindeu- 
tig klargestellt wird, daß der Seelotse nur Be- 
rater der Schiffsführung ist, für die Führung 
des Schiffes dagegen der Kapitän verantwort- 
lich bleibt. Der Entwurf kennt also nicht 
mehr den Zwangslotsen im Sinne von § 737 
HGB. Trotzdem soll diese Vorschrift nicht 
aufgehoben werden, um bei einer Wieder- 
einführung von Zwangslotsen In Notzeiten 
eine rechtliche Regelung bereit zu haben. 

Zu § 28 

Daß die Seelotsen der einzelnen Reviere zur 
Erfüllung der nur gemeinsamen zu lösenden 
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Aufgaben in einer Gemeinschaft zusammen- 
geschlossen sein müssen, war In der Vergan- 
genheit unstreitig und muß auch vom Ent- 
wurf als notwendig anerkannt werden. Die 
Rechtsformen dieser Gemeinschaften waren 
jedoch In der Vergangenheit mannigfaltig. 
Die früheren Lotsgesellschaften in Bremen 
und Bremerhaven waren Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. Die 1947 liquidierte 
Lotsgesellschaft In Emden war eine Aktien- 
gesellschaft. Heute herrscht die Rechtsform 
des Vereins vor, wobei einige Brüderschaften 
der Rechtsfähigkeit entbehren, andere Rechts- 
fähigkeit durch Eintragung oder Verleihung 
erlangt haben. 

Der Entwurf kann Reditsformen des priva- 
ten Rechts für die Zusammenschlüsse der 
Lotsen nicht verwenden, wenn er, dem 
Wunsche der Lotsen und den Erfahrungen 
entsprechend, den Lotsenbrüderschaften ihre 
bisherigen Selbstverwaltungsaufgaben belas- 
sen und deren Umfang sogar erweitern soll. 
Diese Aufgaben sind im wesentlidien Hilfs- 
funktionen für die Erfüllung der dem Bunde 
obliegenden Verkehrssicherungspflicht. Sie 
sind damit echte Verwaltungsaufgaben, die 
nicht in die Hand jurlstisdier Personen des 
privaten Rechts gelegt werden können. Im 
übrigen würde eine solche Rechtsform der 
Brüderschaften auch der erforderlichen 
Zwangsmitgliedschaft und der nicht minder 
notwendigen Möglichkeit einer positiven 
Staatsaufsicht im Wege stehen. Der Entwurf 
konnte daher nur dem früheren Beispiel von 
Bremen und Bremerhaven folgen und die 
Einrichtung von Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts vorsehen. 

Aus § 28 ergibt sich, daß die Seelotsen nicht 
Funktionäre der Körperschaft, sondern de- 
ren Mitglieder sind, und daß die Mitglied- 
schaft durch die Bestallung begründet und 
nur durch deren Fortfall beendet wird. 

Zu § 29 

Von den in § 29 aufgeführten Aufgaben der 
Lotsenbrüderschaft verdient die des Abs. 1 
Nr. 6 besondere Erwähnung. Die Seelotsen 
sind nach dem Entwurf Gewerbetreibende. 
Es ist daher ihre eigene Angelegenheit, Vor- 
kehrungen für ihre und ihrer Hinterbliebe- 
nen Versorgung zu treffen. Andererseits hat 
der Bund ein starkes Interesse daran, daß sich 
die Seelotsen bei der Ausübung ihres gefahr- 
vollen Berufs nicht durch die Ungewißheit 
über ihre Versorgungslage beeinträchtigen 
lassen. Es wird daher der Brüderschaft zur 
Pflicht gemacht, Maßnahmen für eine aus- 


reichende Versorgung zu treffen und die 
Durdiführung dieser Maßnahmen zu über- 
wachen. Zur Zeit bestehen auf allen Revieren 
sogenannte Pensionskassen als Versicherungs- 
verein auf Gegenseitigkeit. Die durch die 
Währungsumstellung geminderten Leistun- 
gen dieser Pensionskassen werden jedoch von 
den einzelnen Revieren durch verschieden- 
artige Maßnahmen ausgeglichen. Auch ln Zu- 
kunft werden die Brüderschaften bei der 
Sicherstellung der Versorgung die örtlichen 
Gegebenheiten zu berücksichtigen und in- 
folgedessen verschiedene Wege einzuschlagen 
haben. Der Entwurf verzichtet daher auf eine 
Ins einzelne gehende Regelung der Altersver- 
sorgung. 

Die in Abs. 1 aufgeführten Aufgaben der 
Lotsenbrüderschaft sind fast ausschließlich 
reine Selbstverwaltungsaufgaben. Nur bei der 
Regelung der Dienstfolge durch die soge- 
nannte Börtordnung (Abs. 1 Nr. 3) wird das 
öffentliche Interesse an der Sicherheit der 
Schiffahrt unmittelbar berührt. Abs. 2 madit 
daher die Rechtsgültigkeit der Börtordnung 
von der Genehmigung durch die Aufsichts- 
behörde abhängig. 

Dem bisher üblidien Verfahren und den Be- 
dürfnissen der Praxis folgend wird durch 
Abs. 1 Nr. 8 klargestellt, daß die Aufsichts- 
behörde die den Revierlotsen zustehenden 
Lotsgelder — über die Einziehung vgl. § 7 — 
nicht an den einzelnen Lotsen auszukehren, 
sondern für Rechnung der Seelotsen an die 
Lotsenbrüderschaft zu überweisen hat. Die 
Verteilung des Gesamtaufkommens kann der 
Entwurf der Internen Regelung überlassen 
(Abs. 3). Dabei wird nur sichergestellt, daß 
die Brüderschaft von der Summe der ver- 
einnahmten Lotsgelder die Beiträge, die zur 
Erfüllung der gemeinschaftlichen Aufgaben 
notwendig sind, sowie die vorgeschriebenen 
Leistungen für die Versorgung und die Bei- 
träge für eine etwaige Rücklage einbehalten 
kann. 

Zu § 30 

Es obliegt grundsätzlich dem Bund als dem 
Träger des Lotswesens, die notwendigen 
Lotseinrichtungen vorzuhalten. Da aber die 
Revierlotsen nach dem Entwurf grundsätz- 
lich nicht Beamte, sondern Gewerbetreibende 
sind, kann sich der Staat in geeigneten Fällen 
auf die Aufsicht über das Seelotswesen be- 
schränken und die Vorhaltung oder wenig- 
tens den Betrieb von Lotseinrichtungen, die 
den Seelotsen zur Ausübung - ihres Gewerbes 
dienen, der Brüderschaft übertragen. Der 
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Umfang der Übertragung spiegelt sich in 
dem Verhältnis zwischen Lotsgebühren und 
Lotsgeldern wider. Aus diesem Grunde Ist 
die Übertragung für die Seelotsen von weit- 
tragender wirtschaftlicher Bedeutung. § 30 
Abs, 1 sieht daher vor, daß die Lotsordnung 
sie nur nach Zustimmung der Seelotsen vor- 
sehen kann. 

Da der Entwurf die Lotsenbrüderschaften 
nicht als selbständige Vermögensträger, son- 
dern als reine Funktionsgebilde ausgestaltet, 
wird das Eigentum von Lotseinrichtungen, 
die aus Mitteln der Seelotsen beschafft sind 
(über die Möglichkeit, besondere Rücklagen 
anzuordnen, vgl. Abs. 2), regelmäßig nicht 
bei der Lotsenbrüderschaft, sondern bei einer 
besonderen juristischen Person liegen. Der 
Entwurf läßt daher einen solchen besonderen 
Zusammenschluß ausdrücklich zu. 

Zu §§ 31 bis 35 

Die §§ 31 bis 35 regeln die Verfassung der 
Lotsenbrüderschaft, soweit die Bestimmung 
im Gesetz notwendig erscheint. Im übrigen 
überläßt der Entwurf die nähere Regelung 
der Satzung, die der Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde bedarf. 

Mit der Bezeichnung des Vorstandes der 
Lotsenbrüderschaft als „Ältermann“ folgt der 
Entwurf dem im Lotswesen üblichen Sprach- 
gebrauch. 

Zu § 36 

Da es sich bei den Aufgaben der Lotsen- 
brüderschaft im Grunde um gemeinsame 
Aufgaben der Lotsen handelt, müssen die 
durch diese Aufgaben veranlaßten Kosten von 
den Lotsen anteilmäßig getragen werden. 

Zu § 37 

Die Aufhebung und Vereinigung von Revie- 
ren ist für den Bestand der Lotsenbrüder- 
schaften von entscheidender Bedeutung. § 37 
legt die Entscheidung über die Auflösung 
oder Vereinigung der Lotsenbrüdersdiaften 
in die Eiand des Bundesministers für Ver- 
kehr, bindet ihn aber mit der zu erlassenden 
Rechtsverordnung an die Anhörung der Bun- 
deslotsenkammer. Während die Einzelheiten 
der Vereinigung mehrerer Reviere der ge- 
nannten Rechtsverordnung Vorbehalten blei- 
ben können, kann für die Auflösung auf die 
für den eingetragenen Verein geltenden Ab- 
wicklungsbestimmungen verwiesen werden. 


Zu §§ 38 bis 44 

Die besondere rechtliche Stellung der See- 
lotsen, ihre eigenständige Entwicklung und 
ihre Bedeutung für den öffentlichen Verkehr 
lassen es angezeigt erscheinen, ihnen ebenso 
wie anderen ln sich geschlossenen Berufsstän- 
den eine eigene Spitzenorganisation in der 
Form einer Kammer zu geben. Der Entwurf 
entspricht damit einem von den Lotsen als 
dringend vorgetragenen Wunsche. 

Während bisher im Deutschen Lotsenbund eV. 
neben den Lotsenbrüderschaften auch die 
einzelnen Seelotsen korporative Mitglieder 
waren, sieht der Entwurf im Anschluß an 
sonstige Kammersysteme nur eine Mitglied- 
schaft der Lotsenbrüderschaften vor. 

Da jeder Brüderschaft für ihren Bereich ohne 
Rücksicht auf die Zahl ihrer Mitglieder die 
gleiche Bedeutung zukommt, soll jede Brü- 
derschaft durch ihren Ältermann mit einer 
Stimme in der Kammer vertreten sein. 

Die Verfassung der Kammer bleibt, soweit 
sie nicht im Entwurf selbst geregelt wird, 
der genehmigungsbedürftigen Satzung Vorbe- 
halten. 

Zu § 45 

Da die in Lotsenbrüderschaften zusammenge- 
faßten Seelotsen als Gewerbetreibende der 
Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe dienen, 
muß die staatliche Aufsichtsbehörde die 
Möglichkeit haben, die Erfüllung dieser Auf- 
gabe notfalls zwangsweise durchzusetzen. § 45 
bietet die Rechtsgrundlage für die erforder- 
lichen Maßnahmen der positiven Staatsauf- 
sicht. 

ZUM III. ABSCHNITT 

Die Vorsdiriften des III. Abschnitts regeln 
das Lotsenwesen außerhalb der Reviere. 
Dieser Regelung werden in erster Linie die 
Lotsen unterworfen sein, die von deutschen 
Häfen aus Schiffe nach Häfen außerhalb der 
Bundesrepublik im Gebiet der Ostsee, Nord- 
see und des Ärmelkanals begleiten. Daneben 
kommen einige wenige Lotsen auf weniger 
bedeutsamen Gewässern, wie z. B. der Eider 
und der Schlei in Betracht. 

Zu §§ 46 und 47 

Außerhalb der Reviere verlaufen die Fahrt- 
strecken des Seeverkehrs entweder auf See 
oder auf verkehrsarmen und weniger wichti- 
gen Seeschiffahrtstraßen. Auf See besteht eine 
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Verkehrssicherungspflicht des Bundes über- 
haupt nicht. Auf Sceschlffahrtstraßcn der ge- 
nannten Art schließt sie nicht die Bereitstel- 
lung ständigen Lotsgeleits in sich ein. See- 
lotsen, die sich außerhalb der Reviere betä- 
tigen, üben also keine öffentlichen Aufgaben, 
sondern ein echtes freies Gewerbe aus. Sie 
können daher nur solchen Beschränkungen 
unterworfen werden, die notwendig sind, 
um Gefahren von der Allgemeinheit abzu- 
wehren. Die Aufnahme der Lotstätigkeit ist 
nur an eine Erlaubnis .gebunden, auf deren 
Erteilung bei Erfüllung der vorgeschriebenen 
Voraussetzungen ein Rechtsanspruch besteht. 
Die Voraussetzungen selbst sind grundsätz- 
lich dieselben wie bei den Lotsen der Reviere. 

Zu § 48 

Für die Form der Erlaubnis, für deren Wi- 
derruf und Zurücknahme, für die vorläufige 
Untersagung und für den Verzicht auf die 
Rechte aus der Erlaubnis gelten im wesent- 
lichen die gleichen Grundsätze wie bei der 
Bestallung. Die Vorschriften des IT. Ab- 
schnitts können daher insoweit In Bezug 
genommen werden. Das gleiche gilt für die 
Pflichten der Seelotsen, soweit sich nicht aus 
der andersartigen Rechtsstellung der Revier- 
lotsen Besonderheiten ergeben. 

Zu § 49 

Es Hegt nahe, daß freigewerbliche Seelotsen, 
die ihre Tätigkeit auf demselben Fahrtgebiet 
ausüben, Vereinbarungen über die Ordnung 
des Lotswesens treffen werden. Soweit sol- 
che Vereinbarungen den freien Wettbewerb 
beeinflussen, werden allgemein kartellrecht- 
liche Bestimmungen zu beachten sein. Soweit 
sie das Lotswesen durch Regelung orga- 
nisatorischer oder technischer Einzelheiten 
ordnen, werden die Belange der Ver- 
kehrssldierhelt und damit der staatlichen 
Aufsldit berührt. Der Entwurf macht daher 
die Wirksamkeit solcher Vereinbarungen von 
der Genehmigung der Lotsenaufsichtsbehörde 
abhängig. 

Zu § 50 

Die Seesdalffahrt ist gewohnt, bei Fiafen- 
kosten, Befahrungsabgaben und Lotsentgelten 
mit feststehenden Tarifsätzen zu rechnen. 
Im Interesse der Sdiiffahrtspolitlk kann es 
daher notwendig werden, auch die Entgelte 
der gewerbetreibenden Lotsen außerhalb der 
Reviere festzusetzen oder wenigstens an eine 
Genehmigung zu binden. § 50 ermächtigt 


den Bundesminister für Verkehr, durch 
Rechtsverordnung eine entsprechende Rege- 
lung zu treffen. 

ZUM IV. ABSCHNITT 

Der Abschnitt bringt die erforderlichen 
Schutzvorschriften. 

Zu § 51 

§ 51 zwingt zur Beachtung von Vorschriften, 
die im Interesse der Verkehrssicherheit für 
einzelne Reviere die Annahme und Verwen- 
dung von Seelotsen zur Pflicht machen. 

Zu §§ 52 und 53 

§ 52 und § 53 Abs. 1 Nr. 1 schützen gegen 
die unbefugte Lotsentätigkeit. Dabei werden, 
entsprechend der verschiedenen Bedeutung, 
die dem Lotswesen auf den Revieren und 
außerhalb derselben zukommt, Zuwiderhand- 
lungen auf den Revieren als Straftaten, im 
übrigen aber nur als Ordnungswidrigkeiten 
behandelt. § 53 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 erhebt 
die Mißachtung besonders wichtiger Ver- 
pflichtungen der Lotsen zum Tatbestand 
einer Ordnungswidrigkeit, welche die Auf- 
sichtsbehörde nach Abs. 2 und 3 durch eine 
Geldbuße ahnden kann. 

Zu § 54 

§ 54 leitet bisher erteilte Lotsengenehmigun- 
gen In das Rechtssystem des Entwurfs über. 

Zu § 55 

Bei der Regelung des Seelotswesens geht 
der Entwurf grundsätzllcli davon aus, daß 
die Seelotsen Gewerbetreibende sind. Soweit 
nach den einleitenden Ausführungn auf den 
Revieren ausnahmsweise beamtete Lotsen 
eingesetzt sind, können daher nur einzelne 
Bestimmungen des Entwurfs Anwendung fin- 
den. Abs. 1 stellt klar, daß die Aufsicht des 
Bundes, die Ermächtigung zum Erlaß von 
Lots- und Lotsgebührenordnungen und die 
Straftatbestände der §§ 51 und 52, nicht 
aber andere Bestimmungen auf diesen Revie- 
ren In gleicher Weise gelten. 

Abs. 2 sichert den beamteten Lotsen eine an- 
gemessene Beteiligung bei solchen Beratun- 
gen der Bundeslotsenkammer, die gemein- 
same Interessen aller Lotsen oder Reviere 
betreffen. 
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Zu § 56 

§ 56 ermächtigt den Bundesministcr für Ver- 
kehr, Rechtsverordnungen über Gegenstände 
zu erlassen, deren Regelung im Gesetz nicht 
zweckmäßig (Nr. 1 bis 3) oder noch nicht 
möglich (Nr. 4) Ist. Die Einführung eines eln- 
'•heltllchen Lotscnauswelses (Nr. 1) entspridit 
einem Bedürfnis der Praxis. Für die ver- 
trauensärztlldien Untersuchungen (Nr. 2) 
werden die Rechtsvorschriften für die Taug- 
lichkeitsuntersuchungen von Schiffsoffizieren 
und Schiffsmannschaften nach Anpassung an 
die besonderen Verhältnisse der Lotsen zur 
Anwendung zu bringen sein. Diese Vorschrif- 
ten sehen u. a. die Möglichkeit von Obergut- 
achten eines ärztlichen Gremiums vor und 
bringen ferner gewisse Erleichterungen für 
Personen, die Ihre Berufstätigkeit vor 1927 
aufgenommen haben. Während die Voraus- 
setzungen für den Erwerb der nach § 11 
Abs. 1 Nr. 1 und § 47 erforderlichen Befähi- 
gungszeugnisse in der Schiffsbesetzungsord- 
nung und der Prüfungsordnung für die See- 
sdiiffer- und die Seesteuermannsprüfungen 
geregelt sind, muß für die Unterweisung in 
den örtlichen Besonderheiten des Reviers ein 
besonderer Ausbildungsgang vorgesehen und 
das Verfahren für die Prüfung geregelt wer- 
den (Nr. 3). 

Für die bisher privatrechtlich organisierten 
Lotsenvereinigungen werden, soweit sie Auf- 
gaben der im § 29 genannten Art warneh- 
men, Bestimmungen über die Überführung, 
Auflösung und Abwicklung notwendig wer- 
den (Nr. 4). 

Zu § 57 

Der Entwurf regelt die Rechtsverhältnisse 
der Seelotsen abschließend; auf sie können 


daher die Bestimmungen der Gewerbeord- 
nung keine Anwendung mehr finden. Die 
Lotsen konnten jedoch nicht ganz allgemein 
aus den Bestimmungen der §§ 31 und 34 
Abs. 3 der Gewerbeordnung herausgenom- 
men werden, weil diese Bestimmungen für 
Binnen- und Fiafenlotsen weiterhin Bedeu- 
tung haben können. 

Dem Bedürfnis, die Reederhaftung für Schä- 
den, die der Seelotse in Ausübung seiner Tä- 
tigkeit einem Dritten zufügte, angemessen 
zu beschränken, trug die Rechtsprechung bis- 
her in der Weise Rechnung, daß sie den See- 
lotsen als „eine Person der Schiffsbesatzung“ 
Im Sinne der §§ 485, 486 FiGB ansah. Da § 1 
Abs. 1 Satz 2 jetzt ausdrücklich hervorhebt, 
daß der Seelotse nicht zur Schiffsbesatzung 
gehört. Ist eine Ergänzung der §§ 485, 486 
FiGB erforderlich. 

Zu § 58 

Es ist mit Sicherheit damit zu rechnen, daß 
die ln §5 vorgesehenen neuen Lots- und Lots- 
gebührenordnungen für die einzelnen Reviere 
wegen der Sdiwlerlgkelt der zu ordnenden 
Materie beim Inkrafttreten des Gesetzes noch 
nicht vorliegen werden. Bis zu ihrem Inkraft- 
treten sollen daher die bisherigen örtlichen 
Bestimmungen weitergelten. 

Zu § 59 

§ 59 enthält die Insbesondere nach § 46 Nr. 2 
erforderliche Berlin-Klausel. 

Zu § 60 

§ 60 enthält die nach Art. 82 Abs. 2 GG vor- 
geschriebene Bestimmung über das Inkraft- 
treten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte des Gesetzentwurfs er- 
halten folgende Fassung: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlos- 
sen;“ 

Begründung 

§ 57 ändert sowohl die Gewerbeordnung 
als auch das HGB. Beide Gesetze sind Zu- 
stimmungsgesetzen gleichzuachten. Die 
Änderung solcher Gesetze bedarf der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

2. In § 5 Abs. 1 werden die Worte „und 
unter Berücksidatigung der örtlichen Ver- 
hältnisse“ ersetzt durch die Worte „nach 
Anhörung der Küstenländer“. 

Begründung 

Die Berücksichtigung der Örtlidaen Ver- 
hältnisse wird am zweckmäßigsten durdi 
die vorgeschlagene Anhörung der betroffe- 
nen Länder gev/ährleistet. Dies ist um so 
mehr gereditfertigt, als die Festlegung 
und Ordnung der Reviere Aufgaben be- 
rühren, die die Länder auf dem Gebiete 
der Wassersdiutzpolizel haben. 

3. § 29 Abs. 1 Nr. 6 wird gestrichen. 
Begründung 

Dem Bund fehlt die Gesetzgebungskompe- 
tenz für die Regelung der Versorgung der 


Lotsen und ihrer Hinterbliebenen für den 
Fall des Alters, der Berufsunfähigkeit und 
des Todes. Die Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes kann weder aus Art. 74 Nr. 21 
noch aus Art. 74 Nr. 11 oder 12 GG her- 
geleitet werden. 

4. In § 33 Abs. 3 wird Satz 3 gestrichen. 
Begründung 

Nach § 78 des Entwurfs der VwGO sollen 
alle bundesrechtlichen Vorsdirlften über 
Einspruchs- und Beschwerdeverfahren 
außerhalb der VwGO außer Kraft treten 
und durch die Bestimmungen der VwGO 
über den Widerspruch ersetzt werden. In 
der Begründung zu § 78 VwGO wird dar- 
auf hingewiesen, daß auch spätere Bundes- 
gesetze sicli an den Grundsatz des § 78 
VwGO halten und In keinem Falle auch 
nur die geringste Ausnahme zulassen soll- 
ten. Demgemäß ist § 33 Abs. 3 Satz 3 zu 
streichen. 

5. In § 53 Abs. 1 werden die Eingangsworte 
„Eine Ordnungswidrigkeit begeht,“ ersetzt 
durch die Worte „Ordnungswidrig han- 
delt,“ 

Begründung 

Anpassung an die bei Ordnungswidrigkei- 
ten jetzt übliche Formulierung. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 
Stellung: 

Zu Punkt 1 

Der Auffassung des Bundesrates, daß das Ge- 
setz seiner Zustimmung bedürfe, kann nicht 
beigepflichtet werden. Die Vorlage enthält 
wed<5r selbst Vorschriften, die ein Zustim- 
mungserfordernis des Bundesrates begründen, 
noch ändert sie Vorschriften der Gewerbe- 
ordnung und des Handelsgesetzbudies, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedurft hät- 
ten oder in unmittelbarem Zusammenhang 
mit derartigen Vorschriften stehen. Da Zwei- 
fel über die Zustimmungsbedürftigkeit be- 
stehen, dürfte es sich empfehlen, die Zustim- 
mung des Bundesrates zu den auf Grund der 
§§ 5 Abs. 2 Satz 2 und 4, 37, 47 Abs. 2, 50 
und 56 des Gesetzes zu erlassenden Rechts- 
verordnimgen ausdrücklich auszuschließen. 
Bei den die wirtschaftlichen Interessen der 
Küstenländer berührenden Lots- und Lotsge- 
bührenordnungen (§ 5) ist die Beteiligung 
der unmittelbar Interessierten Länder bereits 
durch die vom Bundesrat empfohlene Anhö- 
rung (vgl. Punkt 2) hinreichend sichergestellt. 

Zu Punkt 2 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungs- 
vorschlag zu. 

Zu Punkt 3 

Gegen die Streichung des § 29 Abs. 1 Nr. 6 
hat die Bundesregierung Bedenken. Der Hin- 
weis des Bundesrates, daß dem Bund für die 
Regelung der Versorgung der Seelotsen die 
Gesetzgebungskompetenz fehlt, trifft nach 
Ansicht der Bundesregierung nur für die See- 


lotsen zu, die sich außerhalb der Reviere als 
freie Gewerbetreibende betätigen. Die Ver- 
sorgung dieser Lotsen wird im vorliegenden 
Gesetz nicht geregelt. Die Vorschrift des § 29 
Abs. 1 Nr, 6 bezieht sich ausschließlida auf 
die gewerblldicn Lotsen der Reviere, die im 
Unterschied zu den frelgewerbllchen Lotsen 
außerhalb der Reviere öffentliche Aufgaben 
des Bundes erfüllen und aus diesem Grunde 
Beschränkungen unterworfen sind, die für 
den freien Gewerbetreibenden nicht bestehen. 
Insbesondere sind Umfang und Dauer ihrer 
Tätigkeit begrenzt. Da ihre Dienstfolge durch 
Börtordnungen (vgl. § 29 Abs. 1 Nr. 3) ge- 
regelt wird, fehlt ihnen die dem freien Ge- 
werbetreibenden eigene Entfaltungsmöglich- 
keit. Ferner erlischt die öffentliche Bestal- 
lung nach Erreichung einer bestimmten Al- 
tersgrenze (§ 19). Der Bund muß es als seine 
Aufgabe betrachten, die Versorgung aller im 
öffentlidien Auftrag tätigen Revierlotsen ge- 
setzlich zu regeln. Die Versorgung der be- 
amteten Seelotsen ist Gegenstand der aus- 
sdilleßlichen Gesetzgebung des Bundes (Art. 73 
Nr. 8 GG) und im Beamtengesetz bereits ge- 
regelt. Die Versorgung der nlditbeamteten 
Revierlotsen, auf die sdion bei der Regelung 
des Lotsgeldes in den Lotsgebührenord- 
nungen (§ 5) Rücksicht zu nehmen ist, muß 
als Bestandteil der Ordnung des Revierlots- 
wesens angesehen werden. Die Vorschrift des 
§ 29 Abs. 1 Nr. 6 übersdareitet nach Ansicht 
der Bundesregierung nicht die ihr durch 
Art, 74 Nr. 21 GG verliehene Gesetzgebungs- 
kompetenz. 

Zu Punkt 4 und 5 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungs- 
vorschlägen zu. 
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